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Wirtschaft/Rüstung

Europas prekäre
energiepolitische Situation
Eine sichere Energieversorgung gehört zu den grundlegenden Funktions-
bedingungen eines Staates oder Staatenverbundes. Blickt man unter
diesem Aspekt auf die aktuelle Energiepolitik der Europäischen Union,
so sind gravierende Defizite festzustellen.

Walter Schilling

Ideologische Fesdegungen einzelner
nationaler Regierungen für die gewählte
Energieform, hohe Besteuerung, man-
gelnde Investitionen in neue Systeme der

Energieerzeugung, in moderne Kraftwer-
ke und Stromleitungen kennzeichnen das

Bild. Und von einer gemeinsamen Stra-

tegie für eine sichere Energieversorgung
sind die Staaten der Europäischen Union
weit entfernt.

Starke Abhängigkeit von
auswärtigen Energielieferungen

Es ist schon seit Jahren bekannt, dass

die weltweite Nachfrage nach Energie-
trägem und die Abhängigkeit der Euro-
päischen Union von auswärtigen Ener-
gielieferungen weiter zunehmen werden.
Hier fällt nicht nur die starke Abhän-
gigkeit von der Erdöl- und Erdgasver-

sorgung aus dem politisch instabilen und
konfliktträchtigen Nahen Osten ins Ge-
wicht. Auch die wachsende Abhängigkeit
vom erneut imperialen Russland, das sei-

ne strategischen Ressourcen als Macht-
instrumente versteht und ohne Skrupel
einzusetzen pflegt, ist in diesem Kontext
äusserst risikoreich. Was es heisst, von rus-
sischen Energielieferungen abhängig zu
sein, wird in jüngster Zeit immer wieder

von Moskau vorgeführt. Das beharrliche
Streben nach strategischer Kontrolle über
die Energieversorgung Europas und die

Bemühungen Russlands, den europäi-
sehen Ländern den unmittelbaren Zu-
gang zum Erdöl und Erdgas Zentralasiens

zu verwehren, spricht eine klare Sprache.
Russland wird auch künftig seine Ener-
giemacht einsetzen, um die gewünschte
Anpassung an seine machtpolitischen In-
teressen zu erzwingen.

Gegenüber einem politisch ehrgeizigen
Staat mit ausgeprägter Autarkie wie Russ-

land führt eine hohe Versorgungsabhän-
gigkeit erfahrungsgemäss zur Nachgiebig-

keit auch in anderen politischen Berei-
chen. Wie die jüngste Entwicklung zeigt,
trifft die Europäische Union mit Russ-

land auf einen Staat, der sich auf seine

Weise dem Wettbewerb entzieht und sei-

ne Handlungsmöglichkeiten beständig
ausbaut. Das gigantische Abkommen zur
Lieferung von Erdgas, das Russlands Prä-
sident Wladimir Putin am 21. Mai 2014
mit China geschlossen hat, unterstreicht
diesen Trend. Während die Versorgung
mit Erdgas aus Sibirien für Europa un-
entbehrlich bleibt, wird Russland künftig
auf die Abnahme dieses wichtigen Ener-

gieträgers durch Europa weniger angewie-
sen sein. Mit der zu starken Bindung an
Russland aufdem Gebiet der Energiever-

sorgung hat die Europäische Union einen
bedenklichen Weg eingeschlagen. Es ist zu
befürchten, dass Europas aussenpolitischer

Spielraum gegenüber Russland weiter ab-

nimmt.

Energieträger bedeuten Macht

Den Regierungen in den Mitgliedsstaa-
ten der Europäischen Union scheint auch

nicht klar genug zu sein, dass trotz des

bisher massvollen Verhaltens der in der
OPEC organisierten Lieferländer für Erd-
öl und Erdgas keine Garantie dafür be-

steht, diese für die Funktionsfähigkeit
der Wirtschaft wichtigen Energieträger
stets in ausreichender Menge zu erhalten.
Schliesslich konzentriert sich die Masse
der Energiereserven der Welt aufStaaten,
deren Regierungen im Konfliktfall nicht
zögern, die mit ihren begehrten Gütern
gegebene Macht rigoros zu nutzen. Nichts
spricht im Übrigen dafür, dass die Region
des Nahen Ostens künftig weniger kon-
fliktträchtig sein könnte. Schon die aggres-
sive Politik des Mullah-Regimes im Iran
und dessen entschlossener Einsatz militä-
rischer Gewalt stehen dem entgegen. Da-
bei ist besonders bemerkenswert, dass die
meisten europäischen Länder die Mög-
lichkeit eines militärischen Konflikts Is-

raels mit dem Iran überhaupt nicht «auf
ihrer Rechnung» haben. Europa würde
jedoch von diesem Konflikt sehr stark in
Mitleidenschaft gezogen werden, auch

wenn es sich nicht direkt an ihm beteiligt.
Die Regierungen der europäischen Län-

der können dabei ebenso wenig erwarten,
dass im Konfliktfall die wichtigen Ener-

gieträger Erdöl und Erdgas etwa aus Ve-
nezuela, Bolivien, Nigeria, Angola und
Gabun zur Verfügung stehen. In diesen

Ländern hat man längst erkannt, welche

politischen Möglichkeiten sie mit ihrer
Energiemacht in den Händen halten.

Einige dieser Länder sind mit dem Iran

eng verbündet; andere wiederum haben
starke Anbindungen an China. Gegen di-
plomatischen und wirtschaftlichen Druck
aus den USA oder Europa sind sie weit-
gehend unempfindlich.

Die ausserordentlich zielstrebige, glo-
bal ausgelegte Politik Chinas und der USA
zur Sicherung ihrer künftigen Energiever-

sorgung wird die Abhängigkeit Europas
künftig noch deutlicher hervortreten las-

sen. Zum einen wird die von den USA
und von China praktizierte Ausbeutung
der Schiefergas- und Ölvorkommen durch
die «Fracking»-Methode diesen beiden
Ländern grosse Vorteile verschaffen. Zum
anderen zeichnet sich bereits ab, dass spä-
testens im nächsten Jahrzehnt etwa 80%
der Erdölexporte aus dem Nahen Osten
in Richtung Asien gehen werden. Ange-
sichts der zu erwartenden grundlegenden
Veränderung der geopolitischen Struktur
der Welt wird es für die Europäer immer
schwieriger werden, ihre Energieversor-

gung sicherzustellen.

Politik der nationalen Alleingänge

Vor dem Hintergrund der prekären
energiepolitischen Situation Europas er-
scheint es höchst fragwürdig, dass die eu-
ropäischen Länder das Problem der Ener-

gieversorgung weitgehend im nationalen

Alleingang zu lösen suchen. In diesem Zu-
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Fotomontage des in Bau befindlichen EPR

(links im Bild) im Kernkraftwerk Olkiluoto,
Finnland. Bild: Teollisuuden Voima OY

sammenhang setzen einige Länder, wie
z.B. Frankreich, Grossbritannien, Tsche-
chien, Schweden und Finnland sehr stark
auf die Energieerzeugung durch Kern-
kraftwerke. Insbesondere Grossbritannien
und Finnland treiben den Bau neuer Kern-
kraftwerke der vierten Generation voran.
Die Briten sind dabei sogar bereit, die
substantielle Beteiligung chinesischer In-
vestoren zu akzeptieren. Auch in Polen
und in den baltischen Staaten versucht

man, die «Energiesouveränität» durch ei-

gene Massnahmen zu erreichen. Entspre-
chende Pläne fur neue Kohle- und Kern-
kraftwerke stehen hier zur Debatte. Und
in Spanien sollen die Kernkraftwerke 20
Jahre länger genutzt werden als ursprüng-
lieh geplant.

Im wirtschaftlich stärksten Staat der

Europäischen Union, der Bundesrepublik
Deutschland, hat die von einem gewalti-

gen Tsunami ausgelöste Reaktorkatastro-

phe im 9000 km entfernten Fukushima

am 11. März 2011 allerdings dazu geführt,
dass die an sich der Kernkraft gegenüber
bis dahin positiv eingestellte Bundes-
kanzlerin Angela Merkel ihre Politik radi-
kal änderte und eine enorm kostspielige
«Energiewende» ohne Rücksicht auf die
Nachbarländer einleitete. Diese Politik
zeigte einmal mehr, wie wenig verlässlich
die Deutschen sind, wenn es gilt, schwie-

rige Probleme zu lösen. Sie hat bereits zu
einer starken Fragmentierung des euro-
päischen Binnenmarktes für Elektrizität
und zu einer erheblichen Gefährdung der

Versorgungssicherheit geführt. Da immer
mehr Kraftwerke aus Kostengründen vom
Netz gehen, kann es zu flächendeckenden
Stromausfällen vor allem während stren-

ger Winterzeiten kommen. In der Som-
merzeit, wenn weniger Energie gebraucht,
aber dennoch grosse Mengen von dem in

Deutschland erzeugten Ökostrom ein-
gespeist werden, besteht die Gefahr, dass

die europäischen Leitungsnetze überlastet
werden. Überdies werden die fehlenden

langfristigen Perspektiven und die regu-
latorische Unsicherheit unweigerlich zu
ausbleibenden Investitionen im Energie-
sektor führen. Der deutsche Sonderweg
ändert im Übrigen nichts daran, dass fos-
sile Energieträger noch für lange Zeit den
Grossteil des europäischen Energiebedarfs
bereitstellen, neue Kernkraftwerke auch
in Europa gebaut werden und dennoch
die Abhängigkeit Europas von auswärti-

gen Energielieferungen bestehen bleibt.
Angesichts der nationalen Alleingänge

und der tiefgreifenden Differenzen zwi-
sehen den europäischen Ländern insbe-
sondere bei der Nutzung der Kernenergie
dürfte jeder Versuch einer Veränderung
oder der Einführung von Zwängen eine

Quelle des Streits sein. Sachliche und en-
ergiepolitisch zielführende Debatten er-
weisen sich bisher als unmöglich. Auf
die wichtigen, ja vitalen Fragen, wie z.B.
Konflikte im Nahen Osten und deren

Konsequenzen für die Energieversorgung
sind die Europäer überhaupt nicht vorbe-
reitet.

Ungünstige Perspektiven

Insbesondere die nationalen Alleingän-
ge in der Energiepolitik der Europäer ha-
ben - nach den Analysen der Europäi-
sehen Kommission und der Internationa-
len Energie-Agentur (IEA) - die Energie-
preise erheblich ansteigen lassen. Es wird
erwartet, dass dieser Trend anhält. Die
IEA sieht daher zu Recht gravierende ne-
gative Auswirkungen auf die industrielle
Wettbewerbsfähigkeit Europas, aufdie In-
vestitionsentscheidungen und Unterneh-

mensstrategien zukommen. Vor allem in
den energieintensiven Branchen wie der
Chemie-, Stahl-, Aluminium-, Zement-,
Glas- und Papierindustrie wird die Wett-
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bewerbsfähigkeit der europäischen Län-
der deutlich abnehmen. Dementsprechend
wird Europa auch einen wesentlichen An-
teil am Welthandel verlieren.

Es gibt derzeit keinen Hinweis darauf,
dass die Europäer von ihren unterschied-
liehen ideologischen Festlegungen im Be-

reich der Energieversorgung Abschied neh-

men und sachlich angemessenen Produk-
tionsweisen den Vorzug einräumen könn-
ten. Man wird sich wohl weiterhin über
die Nutzung der Kernenergie und über
die modernen Fördermethoden des «Fra-

cking» streiten, obwohl die dabei verwen-
deten Verfahren schon lange zum Techno-

logiestandard gehören und die Chance er-
öffnen, die Energieabhängigkeit wenigs-
tens zu mildern. In den USA und in Chi-
na geht die Entwicklung dagegen in eine

ganz andere Richtung. Dort profitiert man
von den sinkenden Energiekosten und ge-
winnt hierdurch einen deutlichen Wett-
bewerbsvorteil gegenüber den Konkur-
renten in anderen Teilen der Welt. So

haben zum Beispiel die im Vergleich zu
Europa sehr niedrigen Energiekosten in
den USA bereits Investitionen von mehr
als 100 Mia. $ nach Amerika gelockt;
über 1,2 Millionen Arbeitsplätze sind da-
bei geschaffen worden. Und der Trend
hält an, weil sich die Investoren nicht auf
das notwendige rationale Verhalten der

Europäer verlassen können.
Die in der Debatte über angemessene

Massnahmen zur Energieversorgung Eu-

ropas entwickelte Vorstellung, man kön-
ne die Abhängigkeit von auswärtigen Lie-
ferungen durch den Ausbau erneuerbarer

Energien beenden, geht an der Wirklich-
keit vorbei. Europa bezieht derzeit etwa
2 % seiner Energie aus Solarenergie und
Windkraft, während mehr als 70% aus
fossilen Energieträgern stammen. Und die

günstigsten Schätzungen der IEA gehen
davon aus, dass Europa um das Jahr 2030
kaum mehr als 8 % seiner Versorgung aus
erneuerbaren Energien gewinnen wird. Es

wird aber nicht helfen, wenn wir uns ent-

gegen allen Fakten an der Vorstellung von
billiger, sauberer und unendlich vorhan-
dener Energie berauschen. Denn dabei

vergessen wir, dass jede Form von Ener-

giesicherheit ihren Preis hat. I
Oberst i Gst a D

J Walter Schilling

Y Dt. phil.
Freier Publizist
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